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1. Allgemeines 
Eine krankheitsbedingte Kündigung stellt den Hauptanwendungsfall ei-
ner personenbedingten Kündigung im Sinne des § 1 Abs. 2 KSchG dar. 
Findet das Kündigungsschutzgesetz Anwendung (siehe das HBE-Pra-
xiswissen „Kündigung“), so muss eine krankheitsbedingte Kündigung 
nach § 1 Abs. 2 KSchG sozial gerechtfertigt sein. In diesem Zusammen-
hang ist die krankheitsbedingte Kündigung jedoch von der verhaltens-
bedingten Kündigung abzugrenzen. Anders als bei der verhaltensbe-
dingten Kündigung liegt bei einer krankheitsbedingten Kündigung kein 
sog. steuerbares Verhalten des Arbeitnehmers* vor. Die krankheitsbe-
dingte Kündigung setzt insofern voraus, dass der Arbeitnehmer seine 
Fähigkeiten oder seine Eignung aufgrund gesundheitlicher Beeinträch-
tigungen verloren hat, die geschuldete Arbeitsleistung ganz oder zum 
Teil zu erbringen.  
 
Vor Ausspruch einer krankheitsbedingten Kündigung ist die Notwendig-
keit der Durchführung eines sogenannten Betrieblichen Eingliederungs-
managements (BEM) zu prüfen. 
 
 
 
 
* Die Bezeichnung der männlichen Form an dieser Stelle und im gesamten Text dient 
  lediglich der besseren Lesbarkeit. Eine Benachteiligung oder Diskriminierung von weib- 
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2. Soziale Rechtfertigung einer krankheitsbedingten Kündigung 
Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts (BAG) ist die soziale Rechtferti-
gung einer krankheitsbedingten Kündigung bezogen auf den Zeitpunkt des Zugangs der Kün-
digung dreistufig zu prüfen. 
 
Zunächst ist eine negative Prognose (a) hinsichtlich des zukünftigen Gesundheitszustands 
erforderlich.  
 
Die bisherigen und nach der Prognose zu erwartenden Auswirkungen des Gesundheitszu-
standes des Arbeitnehmers müssen dann zu einer erheblichen Beeinträchtigung betrieblicher 
Interessen (b) führen. 
 
Im Rahmen einer Interessenabwägung (c) ist abschließend zu prüfen, ob die erheblichen 
Beeinträchtigungen der betrieblichen Interessen zu einer billigerweise nicht mehr hinzuneh-
menden Belastung des Arbeitgebers* führen, d. h. keine zumutbaren und geeigneten Maß-
nahmen mehr möglich sind, die im Rahmen einer allgemeinen Interessenabwägung die Kün-
digung vermeiden könnten. 
 
Die Rechtsprechung hat drei Fallgruppen der krankheitsbedingten Kündigung entwickelt, bei 
denen jeweils der dreistufige Aufbau bei der Prüfung der sozialen Rechtfertigung einer krank-
heitsbedingten Kündigung zugrunde zu legen ist. 
 
2.1 Häufige Kurzerkrankungen 
Die Kündigung wegen häufiger Kurzerkrankungen steht im Mittelpunkt der Gerichtspraxis. 
Sie stellt den Hauptanwendungsfall einer krankheitsbedingten Kündigung dar. 
 
a) Negative Gesundheitsprognose 
Hinsichtlich der negativen Gesundheitsprognose geht die Rechtsprechung davon aus, dass 
häufige Erkrankungen in der Vergangenheit eine Indizwirkung für die Zukunft haben, d. h., 
dass sie für die Annahme ähnlicher Krankheitszeiten in der Zukunft sprechen. Aus diesem 
Grunde muss hinsichtlich der Beurteilung, ob eine negative Gesundheitsprognose bei häufi-
gen Kurzerkrankungen vorliegt, in die Vergangenheit zurückgeblickt werden. Insofern werden 
in der Regel die letzten drei Jahre als Prognosebasis herangezogen. Zwingend ist dies nach 
Auffassung des Bundesarbeitsgerichts aber nicht. Insbesondere bei einem langandauernden 
bisher beanstandungsfrei verlaufenden Beschäftigungsverhältnis mag es geboten sein, auch 
einen längeren Zeitraum zurückzuschauen, um beurteilen zu können, ob eine negative Prog-
nose vorliegt.  
 
Für die Beurteilung, ob eine negative Gesundheitsprognose vorliegt, muss in diesem Zusam-
menhang noch zusätzlich hinzukommen, dass die Fehlzeiten in der Vergangenheit eine be-
stimmte Quote erreicht haben und insoweit „erheblich“ sind. Nach der Rechtsprechung dürfte 
der kritische und insoweit also „erhebliche“ Wert erst bei einer Fehlzeitenquote von über 
sechs Wochen im Jahr erreicht sein. Das BAG hält vor diesem Hintergrund eine Fehlzeiten-
quote von sechs Wochen im Durchschnitt der letzten drei Jahre noch für unerheblich.  
 
Steht insoweit eine negative Gesundheitsprognose fest, ist dann weitergehend zu prüfen, ob 
dies auch zu einer erheblichen Beeinträchtigung betrieblicher Interessen führt. 
 
b) Erhebliche Beeinträchtigungen betrieblicher Interessen 
Erhebliche Beeinträchtigungen betrieblicher Interessen können sich bei häufigen Kurzerkran-
kungen zum einen bei Störungen im Betriebsablauf ergeben, darüber hinaus aber auch durch 
wirtschaftliche Belastungen, insbesondere durch die Belastung mit Entgeltfortzahlungskos-
ten.  
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Zwar können sich Betriebsablaufstörungen bei wiederholten kurzfristigen Ausfallzeiten eines 
Arbeitnehmers durch erschwerte Planbarkeit, Terminüberschreitungen, Qualitätsverluste 
oder einer Überbelastung der übrigen Mitarbeiter ergeben. Im konkreten Einzelfall müsste 
dies substantiiert unter Beweisantritt dargelegt werden, was jedoch schwer darstellbar sein 
wird. Aus diesem Grunde ist zu empfehlen, insoweit primär auf die wirtschaftlichen Belastun-
gen mit Entgeltfortzahlungskosten abzustellen.  
 
Für die Frage, ob die bisher entstandenen und künftig zu erwartenden Entgeltfortzahlungs-
kosten eine erhebliche Beeinträchtigung bedeuten, kommt es auf den gesetzlichen Sechs-
Wochen-Zeitraum nach Auffassung des Bundesarbeitsgerichts an. Entscheidend ist somit 
bei der Prüfung einer wirtschaftlichen Belastung durch Entgeltfortzahlungskosten, ob in den 
vergangenen Jahren, auf die im Rahmen der negativen Gesundheitsprognose zurückgeblickt 
wurde, auch jährlich mindestens sechs Wochen Entgeltfortzahlungskosten entstanden sind 
und insoweit zukünftig auch zu erwarten sind. Wichtig ist hierbei jedoch, dass aufgrund der 
Systematik des Entgeltfortzahlungsgesetzes genau geprüft werden muss, für welche Tage 
konkret auch Entgeltfortzahlungskosten geleistet wurden. 
 
Beispiel:  
Ein Arbeitnehmer ist wegen derselben Erkrankung acht Wochen arbeitsunfähig erkrankt. In 
diesem Fall ist der Arbeitnehmer zwar acht Wochen arbeitsunfähig, aufgrund der Vorschriften 
des Entgeltfortzahlungsgesetzes wird jedoch seitens des Arbeitgebers nur für sechs Wochen 
Arbeitsentgelt gezahlt. 
 
Letztlich muss im Rahmen einer Interessenabwägung geprüft werden, ob die erheblichen 
Beeinträchtigungen betrieblicher Interessen zu einer billigerweise nicht mehr hinzunehmen-
den Belastung des Arbeitgebers führen. 
 
c) Allgemeine Interessenabwägung (Verhältnismäßigkeitsprüfung) 
Bei der Frage, ob die durch Krankheit des Arbeitnehmers verursachten betrieblichen Beein-
trächtigungen vom Arbeitgeber billigerweise nicht mehr hingenommen werden müssen, kom-
men eine Reihe von Gesichtspunkten in Betracht, die allesamt im Rahmen einer Interessen-
abwägung zu prüfen und gegeneinander abzuwägen sind. 
 
Hierbei ist unter anderem zu berücksichtigen, wie lange das Arbeitsverhältnis bereits unge-
stört bestanden hat, in welchem Lebensalter sich der Arbeitnehmer befindet, ob der Arbeit-
geber eine sog. Personalreserve vorhält, welche Ursachen die Erkrankung des Arbeitneh-
mers hat, z. B. ob die Ursache der Erkrankung im betrieblichen Umfeld liegt (z. B. bei einem 
Arbeitsunfall) und ob auch keine anderen milderen Mittel und Überbrückungsmaßnahmen, z. 
B. die Umsetzung bzw. Versetzung auf einen anderen Arbeitsplatz ggf. zu veränderten Be-
dingungen in Betracht kommen. 
 
Das Bundesarbeitsgericht prüft im Rahmen der Interessenabwägung überdies stets, ob ein 
Betriebliches Eingliederungsmanagement (BEM) seitens des Arbeitgebers ordnungsgemäß 
durchgeführt bzw. zumindest versucht wurde (siehe 3.).  
 
Steht im Rahmen der allgemeinen Interessenabwägung insoweit fest, dass keine anderen 
Mittel mehr zur Verfügung stehen, ist die krankheitsbedingte Kündigung eines Arbeitnehmers 
wegen häufiger Kurzerkrankungen vor diesem Hintergrund sozial gerechtfertigt im Sinne des 
§ 1 Abs. 2 KSchG. 
 



 

SEITE 4 /17 

Praxis WISSEN 

2.2. Langzeiterkrankungen 
Auch eine Kündigung wegen einer langandauernden Erkrankung setzt eine negative Prog-
nose, eine erhebliche Beeinträchtigung betrieblicher Interessen und eine allgemeine Interes-
senabwägung voraus.  
 
a) Negative Prognose 
Ab welchem Zeitraum eine bereits bestehende Erkrankung als „langandauernd“ zu qualifizie-
ren ist, lässt sich nicht pauschal beantworten. Regelmäßig sind hier 24 Monate anzusetzen. 
Allerdings hat das Bundesarbeitsgericht im Einzelfall auch schon eine Erkrankung von etwa 
acht Monaten als langandauernd angesehen.  
 
Es muss aber stets auch hier eine sog. negative Prognose vorliegen. Das Bundesarbeitsge-
richt und die Instanzgerichte stellen hierbei entscheidend darauf ab, wie die Prognose hin-
sichtlich der nächsten 24 Monate nach Zugang der Kündigung aussieht. Steht insoweit fest, 
dass der Arbeitnehmer in den kommenden 24 Monaten ab Zugang der Kündigung seine Ar-
beit nicht wieder aufnehmen können wird, ist eine negative Prognose gegeben.  
 
Problematischer erscheinen in der Praxis allerdings diejenigen Fälle, bei denen völlig unge-
wiss ist, ob der Arbeitnehmer in den kommenden 24 Monaten ab Zugang der Kündigung 
seine Arbeit wieder wird aufnehmen können. Auch hier mag aus Sicht der Rechtsprechung 
von Bedeutung sein, wie lange der Arbeitnehmer vor Ausspruch der Kündigung bereits ar-
beitsunfähig erkrankt war. Das Bundesarbeitsgericht hat jedenfalls einen 18 Monate bereits 
andauernden Arbeitsunfähigkeitszeitraum und völliger Ungewissheit hinsichtlich der gesund-
heitlichen Entwicklung in den kommenden 24 Monaten als ausreichend dafür angesehen, 
von einer negativen Gesundheitsprognose bei einer langandauernden Erkrankung auszuge-
hen. 
 
b) Erhebliche Beeinträchtigungen betrieblicher Interessen 
Auch bei der langandauernden Erkrankung muss eine erhebliche Beeinträchtigung betriebli-
cher Interessen vorliegen. Hier sieht die Rechtsprechung aber eine erhebliche Erleichterung 
im Vergleich zur Kündigung wegen häufiger Kurzerkrankungen für den Arbeitgeber vor. So 
geht das Bundesarbeitsgericht in diesem Zusammenhang immer dann schon von einer er-
heblichen Beeinträchtigung betrieblicher Interessen aus (Indizwirkung), wenn eine negative 
Prognose gegeben ist.  
 
c) Allgemeine Interessenabwägung 
Auch bei einer krankheitsbedingen Kündigung wegen einer langandauernden Erkrankung ist 
auf der dritten Stufe eine Interessenabwägung vorzunehmen. Auch hier muss anhand der 
bereits oben genannten Kriterien (siehe 2.1 c)) geprüft werden, ob die erhebliche Beeinträch-
tigung betrieblicher Interessen nunmehr billigerweise nicht mehr für den Arbeitgeber hinzu-
nehmen ist. 
 
2.3 Krankheitsbedingte Leistungsminderung/dauernde Leistungsunfähigkeit 
Auch eine Kündigung wegen krankheitsbedingter Leistungsminderung muss dreistufig ge-
prüft werden, d. h. es müssen neben einer negativen Gesundheitsprognose eine Beeinträch-
tigung betrieblicher Interessen vorliegen, die vom Arbeitgeber insgesamt im Rahmen einer 
Interessenabwägung billigerweise nicht mehr hinzunehmen ist. 
 
a) Negative Prognose 
Eine negative Prognose im Falle einer krankheitsbedingten Leistungsminderung hat die 
Rechtsprechung anerkannt, wenn eine Durchschnittsleistung des Arbeitnehmers von 66 Pro-
zent seiner Normalleistung nur noch erbracht werden kann und eine Beseitigung dieses Leis-
tungsungleichgewichts nach seinem eigenen Vortrag auch in Zukunft nicht zu erwarten ist. 
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Insoweit dürften die Grundsätze, die das Bundesarbeitsgericht zur langandauernden Erkran-
kung bzw. zu häufigen Kurzerkrankungen entwickelt hat, zwar nicht uneingeschränkt, aber 
dennoch im Ergebnis angewandt werden. Jedenfalls dürfte eine negative Prognose immer 
dann vorliegen, wenn feststeht, dass die Leistungsminderung des Arbeitnehmers auch für 
die nächsten 24 Monate sicher vorliegen wird. Bei völliger Ungewissheit der Leistungsmin-
derung in den nächsten 24 Monaten dürfte auch die Zeit mit zu berücksichtigen sein, die in 
der Vergangenheit bereits als leistungsmindernd zu verzeichnen war. 
 
Vor diesem Hintergrund ist eine Entscheidung, wann eine erhebliche Leistungsminderung 
vorliegt, nicht immer einfach. Das Bundesarbeitsgericht hat entschieden, dass der altersbe-
dingte Leistungsabfall eines Arbeitnehmers grundsätzlich hinzunehmen ist. 
 
b) Erhebliche Beeinträchtigung betrieblicher Interessen 
Die erhebliche Beeinträchtigung betrieblicher Interessen kann sich für den Fall einer krank-
heitsbedingten Leistungsminderung nicht aus der Belastung mit Entgeltfortzahlungskosten 
ergeben, weil der Arbeitnehmer schließlich am Arbeitsplatz noch anwesend ist und arbeitet. 
Da die Beeinträchtigung betrieblicher Interessen aber erheblich sein muss, genügt auf der 
anderen Seite auch nicht eine nur geringfügige Minderleistung. Es kommt also darauf an, ob 
die Arbeitsleistung die berechtigten Erwartungen des Arbeitgebers von der Gleichwertigkeit 
der beiderseitigen Leistungen in einem Maße unterschreitet, das ein Festhalten an dem (un-
veränderten) Arbeitsvertrag unzumutbar macht. Eine Minderleistung von jedenfalls 35 Pro-
zent hat das Bundesarbeitsgericht im Einzelfall ausreichen lassen, um eine Kündigung eines 
(sogar schwerbehinderten) Arbeitnehmers zu rechtfertigen. 
 
Bei dauernder Leistungsunfähigkeit liegt die erhebliche Beeinträchtigung betrieblicher Inte-
ressen darin, dass der Arbeitgeber auf unabsehbare Zeit gehindert ist, sein Direktionsrecht 
auszuüben und der Einsatz des Arbeitnehmers sich nicht mehr planen lässt. 
 
c) Allgemeine Interessenabwägung 
Auch bei der krankheitsbedingten Leistungsminderung bzw. dauernden Leistungsunfähigkeit 
muss im Rahmen einer allgemeinen Interessenabwägung geprüft werden, ob erhebliche Be-
einträchtigungen betrieblicher Interessen durch den Arbeitgeber billigerweise noch hinzuneh-
men sind oder nicht. Hier mag ebenfalls auf die o. g. Kriterien (siehe 2.1 c)), die insoweit 
jedoch nicht abschließend sind, verwiesen werden. 
 
 
3. Betriebliches Eingliederungsmanagement (BEM) 
Weitere Voraussetzung für die soziale Rechtfertigung einer krankheitsbedingten Kündigung 
ist im Rahmen der Interessenabwägung der Versuch der ordnungsgemäßen Durchführung 
eines BEM. 
 
Sind Beschäftigte innerhalb eines Jahres länger als sechs Wochen ununterbrochen oder wie-
derholt arbeitsunfähig, muss der Arbeitgeber mit den entsprechenden Interessenvertretun-
gen, bei schwerbehinderten Menschen außerdem mit der Schwerbehindertenvertretung, mit 
Zustimmung und Beteiligung der betroffenen Person die Möglichkeiten abklären, wie die Ar-
beitsunfähigkeit möglichst überwunden und mit welchen Leistungen oder Hilfen erneuter Ar-
beitsunfähigkeit vorgebeugt und der Arbeitsplatz erhalten werden kann, § 167 Abs. 2 S.2 
SGB IX. 
 
3.1 Konkreter Anwendungsbereich des § 167 Abs. 2 S. 2 SGB IX 
Das Bundesarbeitsgericht hat den Rechtsgedanken des § 167 Abs. 2 SGB IX als Ausprägung 
des allgemeinen Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes anerkannt. Vor diesem Hintergrund be-
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schränkt sich diese Vorschrift auch nicht allein auf Schwerbehinderte oder diesen gleichge-
stellten Mitarbeiter, sondern wird vom Bundesarbeitsgericht auf alle Beschäftigte, unabhän-
gig vom Vorliegen einer Behinderung, angewandt. 
 
Vor Anhörung des Betriebsrats und Ausspruch einer krankheitsbedingten Kündigung ist stets 
ein BEM durchzuführen bzw. seitens des Arbeitgebers zumindest zu versuchen und im Rah-
men des BEMs  zu prüfen, wie die bestehende Arbeitsunfähigkeit des Arbeitnehmers über-
wunden, erneuter Arbeitsunfähigkeit vorgebeugt sowie der Erhalt des Arbeitsplatzes, ggf. 
durch entsprechende Umgestaltung, erhalten werden kann. 
 
3.2 Durchführung und mögliche Ausgestaltung eines BEM 
a) Beteiligte 
Unmittelbar am BEM-Verfahren sind beteiligt der Arbeitgeber bzw. ein von diesem bevoll-
mächtigter Vertreter* sowie der Beschäftigte. 
 
Weitere Beteiligte können nur auf Wunsch oder mit Zustimmung des Beschäftigten am BEM-
Verfahren teilnehmen. Dies können u. a. sein der Betriebsrat* bzw. ein Mitglied des Betriebs-
rats, der Betriebsarzt, die Fachkraft für Arbeitssicherheit, ein Vertreter der Arbeitsagentur, 
des Integrationsamts oder der Integrationsfachdienste. Nunmehr (seit 10.06.2021) können 
Beschäftigte bei der Durchführung des BEM zusätzlich eine Vertrauensperson eigener Wahl 
hinzuziehen (§167 Abs. 2 S. 2 SGB IX). Dies gilt damit auch für einen Rechtsanwalt. 
 
Dem Mitarbeiter selber steht es frei, das BEM-Verfahren zu verweigern bzw. an diesem nicht 
teilzunehmen. Die Teilnahme am BEM-Verfahren ist stets freiwillig in jeder Phase des Ver-
fahrens. 
 
b) Möglicher Ablauf 
(1) Einladung des Arbeitnehmers  
Zunächst ist der Beschäftigte zu einem BEM-Gespräch einzuladen. Die Rechtsprechung des 
Bundesarbeitsgerichts und einiger Instanzgerichte zeigt, dass es in diesem Zusammenhang 
von überaus großer Bedeutung ist, den betroffenen Arbeitnehmer auf die Ziele des BEM so-
wie auf Art und Umfang der hierfür erhobenen und verwendeten Daten hinzuweisen (§ 167 
Abs. 2 S. 3 SGB IX). Diese Hinweise können bereits in der Einladung zum BEM-Gespräch 
oder im Rahmen eines ersten Vorgespräches erfolgen.  
 
Für den Nachweis der ordnungsgemäßen Einladung nebst ordnungsgemäßer Belehrung 
über die Ziele des BEM und die Verwendung der erhobenen Daten sollte das in der Anlage 
beigefügte Einladungsschreiben verwendet und eine Zustellung – wie bei der Zustellung ei-
ner Kündigung – sichergestellt und dokumentiert werden. 
 
Hat der Arbeitgeber ein BEM deshalb nicht durchgeführt, weil der betroffene Arbeitnehmer 
nicht eingewilligt hat, kommt es darauf an, ob der Arbeitgeber den betroffenen Arbeitnehmer 
zuvor auf die Ziele des BEM sowie auf Art und Umfang der erhobenen und verwendeten 
Daten hingewiesen hat. Eine ordnungsgemäße Belehrung gehört nach der Rechtsprechung 
des Bundesarbeitsgerichts zu einem regelkonformen Ersuchen des Arbeitgebers um Zustim-
mung des Arbeitnehmers zur Durchführung eines BEM. Sie soll dem Arbeitnehmer die Ent-
scheidung ermöglichen, ob er dem BEM zustimmt oder nicht.  
 
Die nicht ordnungsgemäße Belehrung des Arbeitnehmers im Zusammenhang mit einem 
BEM-Verfahren kann im Ergebnis zur Unwirksamkeit der krankheitsbedingten Kündigung 
führen. 
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(2) Einladung der weiteren BEM-Teilnehmer 
Die o. g. möglichen weiteren Beteiligten an einem BEM-Gespräch sind überdies vom Arbeit-
geber einzuladen, allerdings nur mit ausdrücklicher Zustimmung des Arbeitnehmers. 
 
(3) BEM-Gespräch  
Ein konkretes Verfahren, wie ein solches BEM-Gespräch abzulaufen hat, sieht das Gesetz 
und auch die damit einhergehende Rechtsprechung nicht vor. Vor diesem Hintergrund ist 
auch nicht vorgesehen, wer die Leitung des Gespräches übernimmt. Es ist zu empfehlen, 
dass dies durch den Arbeitgeber oder dessen Vertreter erfolgt. 
 
Das BEM soll als sog. „offener Suchprozess“ und nicht als formalisiertes Verfahren ausge-
staltet werden. Es sollen keine vernünftigerweise in Betracht kommenden Möglichkeiten aus-
geschlossen werden, die helfen können, die Arbeitsunfähigkeit des Arbeitnehmers zu über-
winden und erneuter Arbeitsunfähigkeit vorzubeugen. Das BEM soll ein faires und sachori-
entiertes Verfahren sein, dessen Verlauf und dessen Ergebnis sich nach den Erfordernissen 
des jeweiligen Einzelfalls richtet und durch einen unverstellten, verlaufs- und ergebnisoffenen 
Suchprozess gekennzeichnet ist. Dies kann auch dazu führen, dass die Beteiligten zu dem 
Ergebnis kommen, dass das Arbeitsverhältnis beendet werden sollte. 
 
Nachdem allgemein in die Thematik des BEM unter Bezugnahme auf das Einladungsschrei-
ben seitens des Arbeitgebers eingeführt worden ist, gilt es aus Sicht des Arbeitgebers, die 
Ursachen der Fehlzeiten und/oder Leistungseinschränkungen zu thematisieren. In diesem 
Zusammenhang sollte dann mit dem Arbeitnehmer erörtert werden, welche Möglichkeiten 
bestehen, seine Arbeitsunfähigkeit zu überwinden, erneuter Arbeitsunfähigkeit vorzubeugen, 
um letztlich seinen Arbeitsplatz zu erhalten. 
 
In diesem Zusammenhang kommen z. B. folgende Ergebnisse eines BEM-Verfahrens in Be-
tracht: 
 

 Einholung eines arbeitsmedizinischen Gutachtens, betriebsärztliche Untersuchun-
gen und mit ihnen verbundene Begutachtungen,  

 nähere arbeitstechnische Untersuchungen des Arbeitsplatzes, z. B. durch die Sicher-
heitsfachkraft oder einen Arbeitspsychologen sowie Durchführung erforderlicher Ar-
beitsschutzmaßnahmen, z. B. Hebe- oder Tragehilfen, 

 Maßnahmen zur kurativen Behandlungen von Erkrankungen, 
 Erkennen und Durchführen von bestimmten präventiven, medizinischen Reha-Maß-

nahmen, Durchführung von arbeitsspezifischen Gesundheits-/Ergonomietrainings (z. 
B. Rückenschule, richtiges Heben), 

 technisch-organisatorische Umgestaltung von Arbeitsplatz und Arbeitsablauf 
 Versetzung auf einen anderen vorhandenen freien leidensgerechten Arbeitsplatz 

(hierbei ist der Arbeitgeber nicht verpflichtet, einen zusätzlichen und bisher nicht vor-
handenen sowie nicht benötigten Arbeitsplatz dauerhaft einzurichten), 

 Arbeitszeitreduzierung bzw. Arbeitszeitänderung, 
 Arbeitsversuche oder sog. stufenweise Wiedereingliederung im Sinne des § 74 SGB 

V. 
 
Am Ende eines oder mehrerer Gespräche sollte dann konkret festgelegt werden, auf welche 
Maßnahmen sich Arbeitnehmer und Arbeitgeber verständigt haben. Auch wenn man sich 
nicht auf bestimmte Maßnahmen einigen konnte, sollte das Ergebnis protokolliert und doku-
mentiert werden. 
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Die Umsetzung und die Kontrolle der vereinbarten BEM-Maßnahmen sollten seitens des Ar-
beitgebers erfolgen und in einem festgelegten Zeitrahmen eine Nachbetrachtung und ein Ab-
schlussgespräch stattfinden. Sämtliche Schritte sollten detailliert protokolliert und dokumen-
tiert werden. 
 
a) Reaktionsmöglichkeiten des Arbeitnehmers  
(1) Ablehnung des Arbeitnehmers 
Dem Arbeitnehmer steht es frei, sich gegen ein BEM-Verfahren zu entscheiden. In diesem 
Fall hat das Bundesarbeitsgericht aber bereits entschieden, dass die Verweigerung des Ar-
beitnehmers an einem BEM-Gespräch bzw. an einem diesbezüglichen Verfahren teilzuneh-
men, dann nicht zur Unwirksamkeit der Kündigung führt, wenn der Arbeitgeber zuvor in einem 
ersten Einladungsschreiben ordnungsgemäß i. S. d. § 167 Abs. 2 Satz 3 SGB IX über Art 
und Inhalt eines BEM-Verfahrens sowie über die damit einhergehende Datenerhebung von 
sensiblen Gesundheitsdaten den Arbeitnehmer belehrt hat. 
 
(2) Schweigen des Arbeitnehmers 
Nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts stellt ein Schweigen des Arbeitneh-
mers auf ein Einladungsschreiben des Arbeitgebers zur Durchführung eines BEM-Verfahrens 
grundsätzlich keine Ablehnung dar. Auf eine Ablehnungsfunktion kann sich der Arbeitgeber 
aber berufen, wenn er dem Arbeitnehmer zuvor eine angemessene Frist zur Erklärung ge-
setzt hat. Ein Schweigen des Arbeitnehmers hat dann dieselben rechtlichen Auswirkungen 
wie eine ausdrücklich erklärte Ablehnung. 
 
(3) Zustimmung zum BEM-Verfahren mit Einschränkungen 
Da es dem Arbeitnehmer grundsätzlich freisteht, an einem BEM-Verfahren teilzunehmen, ist 
es somit auch denkbar, dass der Arbeitnehmer nur mit Einschränkungen zu einem solchen 
Gespräch bereit ist. In diesem Zusammenhang sollte einzelfallbezogen auf die Bedürfnisse 
und Wünsche des Arbeitnehmers aus Gründen der Verhältnismäßigkeit eingegangen wer-
den.  
 
Stimmt der Beschäftigte einem BEM-Verfahren grundsätzlich zwar zu, aber erst zu einem 
späteren Zeitpunkt, sollte der Arbeitgeber den Beschäftigten erneut nachweislich unter an-
gemessener Fristsetzung auffordern und erneut darauf hinweisen, dass dies im Ergebnis 
dazu führen kann, dass der Arbeitsplatz nicht erhalten werden und eine krankheitsbedingte 
Kündigung die Folge sein kann. 
 
(4) Uneingeschränkte Zustimmung des Arbeitnehmers  
Stimmt der Arbeitnehmer einem BEM-Verfahren uneingeschränkt zu, ist ein regelkonformes 
BEM durchzuführen und nicht einseitig seitens des Arbeitgebers zuvor abzubrechen. Sämt-
liche vereinbarte Maßnahmen müssen insoweit vor Ausspruch einer krankheitsbedingten 
Kündigung abgewartet werden. 
 
b) Rechte des Betriebsrats/Gesamtbetriebsrats 
Das Bundesarbeitsgericht hat hinsichtlich der Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats bzw. 
des Gesamtbetriebsrats entschieden, dass bei der Ausgestaltung des BEM für jede einzelne 
Regelung zu prüfen ist, ob ein Mitbestimmungsrecht besteht. Insoweit führt das BAG aus, 
dass sich ein solches Mitbestimmungsrecht ergeben kann 
 
• bei allgemeinen Verfahrensfragen aus § 87 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG, 
• in Bezug auf die Nutzung und Verarbeitung der Gesundheitsdaten aus § 87 Abs. 1 Nr. 6 

BetrVG und 
• hinsichtlich der Ausgestaltung des Gesundheitsschutzes aus § 87 Abs. 1 Nr. 7 BetrVG. 
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c) Datenschutz 
Da es sich bei den im Rahmen eines BEM-Verfahrens erhobenen personenbezogenen Daten 
um sensible Gesundheitsdaten im Sinne der Datenschutzgesetze handelt, muss vom Arbeit-
nehmer eine ausdrückliche schriftliche Einwilligung eingeholt werden, solche Daten erheben, 
verarbeiten und nutzen zu können (siehe Musterschreiben im Anhang). 
 
Darüber hinaus hat das Bundesarbeitsgericht in diesem Zusammenhang bereits entschie-
den, dass der Arbeitnehmer gegenüber dem Arbeitgeber auch einen Anspruch darauf hat, 
dass der Arbeitgeber die Gesundheitsdaten des Arbeitnehmers gesondert und geschützt auf-
bewahrt. Aus diesem Umstand heraus ist dringend zu empfehlen, neben der Personalakte 
eine neue, insoweit auch geschützte, Akte zum BEM-Verfahren einzurichten und dies dem 
Arbeitnehmer mitzuteilen. Ebenso sollte dem Arbeitnehmer mitgeteilt werden, welche (weni-
gen) Personen ausschließlich Zugang zur BEM-Akte haben. 
 
 
4. Anhörung des Betriebsrats 
In Betrieben mit Betriebsrat ist dieser vor jeder Kündigung anzuhören. Ohne vorherige Anhö-
rung ist die Kündigung unwirksam. Dies gilt auch für den Fall, dass die Zustimmung zur Kün-
digung nachträglich erteilt wird. Es muss nach Anhörung erneut gekündigt werden. 
 
Der Arbeitgeber hat dem Betriebsrat nicht nur die Art der Kündigung (personenbedingte Kün-
digung wegen Krankheit bzw. krankheitsbedingte Kündigung), sondern ebenfalls die wesent-
lichen persönlichen Sozialdaten des zu kündigenden Arbeitnehmers, ggf. bestehenden Son-
derkündigungsschutz, den Kündigungstermin, die Kündigungsfrist und die die Kündigung 
rechtfertigenden Umstände, umfassend und detailliert mitzuteilen.   
 
Dazu gehört auch, dass er den Betriebsrat über die Tatsachen informiert, die seinen Kündi-
gungsentschluss tatsächlich bestimmt haben. Dem kommt er nach, wenn er dem Betriebsrat 
einen aus seiner Sicht richtigen und vollständigen Sachverhalt darstellt. 
 
Im Falle einer krankheitsbedingten Kündigung gehören dazu die der negativen Gesundheits-
prognose sowie den erheblichen betrieblichen Beeinträchtigungen zugrundeliegenden Tat-
sachen. Hinsichtlich der Gesundheitsprognose sind die in der Vergangenheit aufgetretenen 
Fehlzeiten, hinsichtlich der betrieblichen Beeinträchtigungen die wirtschaftlichen Belastun-
gen oder die betrieblichen Ablaufstörungen anzugeben. Schließlich sind dem Betriebsrat 
auch die Tatsachen mitzuteilen, die im Rahmen der Interessenabwägung die weitere Hin-
nahme dieser erheblichen betrieblichen Beeinträchtigungen unzumutbar machen. 
 
Dabei bestehen im Hinblick auf die unterschiedlichen Formen krankheitsbedingter Kündigun-
gen auch unterschiedliche Anforderungen an Art und Umfang der dem Betriebsrat mitzutei-
lenden Tatsachen. 
 
4.1 Häufige Kurzerkrankungen 
Im Falle einer Kündigung wegen häufiger Kurzerkrankungen sind dem Betriebsrat regelmä-
ßig die einzelnen Ausfallzeiten der letzten Jahre mitzuteilen, auf die der Arbeitgeber seine 
Prognose stützt, auch in Zukunft sei mit Krankheitszeiten im selben Umfang zu rechnen. 
Gleiches gilt für die aufgewandten Entgeltfortzahlungskosten, wenn der Arbeitgeber hieraus 
die erhebliche Beeinträchtigung der betrieblichen Interessen durch die Ausfallzeiten herleitet. 
Ob die vom Arbeitgeber angestellte Prognose über die zukünftige Krankheitsanfälligkeit des 
Arbeitnehmers der Wahrscheinlichkeit entspricht oder ob es sich eher um eine schicksalhafte 
Verkettung mehrerer zeitgleich aufgetretener Krankheiten handelt, die keine derart schlechte 
Prognose zulassen, ergibt sich in einem solchen Fall in der Regel erst aus der Betrachtung 
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der konkret aufgetretenen Krankheitszeiten und der durch diese Krankheiten verursachten 
konkreten Kosten. Entsprechendes gilt, soweit die erhebliche Beeinträchtigung betrieblicher 
Interessen aus anderen Gründen wie z. B. Betriebsablaufstörungen folgen soll, auch hier 
bedarf es gegenüber dem Betriebsrat des Vortrages konkreter Tatsachen. 
 
4.2 Lang anhaltende Erkrankung 
Bei einer krankheitsbedingten Kündigung wegen lang anhaltender Erkrankung muss dem 
Betriebsrat mitgeteilt werden, ob der Arbeitnehmer noch arbeitsunfähig ist und aus welchen 
Umständen geschlossen wird, dass der Zeitpunkt der Arbeitsfähigkeit nicht absehbar ist, ins-
besondere ob Fortsetzungserkrankungen vorliegen oder mit ihnen zu rechnen ist. Alternativ 
kann der Arbeitgeber dem Betriebsrat auch eine ihm bekannte Krankheitsursache als die der 
Negativprognose zugrundeliegende Tatsache angeben. Daneben hat er dem Betriebsrat die 
erhebliche Beeinträchtigung der betrieblichen Interessen mitzuteilen, die zum Ausspruch der 
Kündigung führen. 
 
4.3 Dauernde krankheitsbedingte Leistungsunfähigkeit 
Will der Arbeitgeber seine krankheitsbedingte Kündigung auf eine dauernde Unmöglichkeit 
des Arbeitnehmers, die geschuldete Arbeitsleistung zu erbringen, stützen, muss er dem Be-
triebsrat nur die Tatsachen mitteilen, aus denen sich dieser Umstand ergibt. Dabei muss er 
dem Betriebsrat nicht die Krankheitsursache, sondern nur das ausschlaggebende Leiden 
mitteilen. Eine besondere Darlegung von Betriebsablaufstörungen bedarf es nicht, weil sich 
diese bereits aus der dauernden Unmöglichkeit, die geschuldete Arbeitsleistung zu erbrin-
gen, ergeben. Auch wenn bei dieser Form der krankheitsbedingten Kündigung unter Umstän-
den ohne Rückgriff auf vergangene Fehlzeiten die dauerhafte Leistungsunmöglichkeit be-
gründet werden kann, kann sie sich indiziell bereits aus der besonders langen Dauer der 
Arbeitsunfähigkeit ergeben. Entsprechendes gilt, wenn zur Begründung der Kündigung eine 
der Unmöglichkeit gleich zu achtende vollständige Ungewissheit über den Zeitpunkt der Wie-
derherstellung der Arbeitsfähigkeit herangezogen wird. 
 
4.4 Krankheitsbedingte Leistungsminderung 
Will der Arbeitgeber schließlich seine krankheitsbedingte Kündigung auf eine durch Krankheit 
verursachte Minderung der Leistungsfähigkeit des Arbeitnehmers stützen, erstreckt sich die 
Unterrichtungspflicht des Arbeitgebers zunächst wiederum auf die Tatsachen, die die un-
günstige Prognose hinsichtlich des Gesundheitszustandes begründen, und auf die Darlegung 
der Auswirkungen auf die Leistungsfähigkeit des Arbeitnehmers. Hinsichtlich der erheblichen 
betrieblichen Beeinträchtigungen bedarf es auch hier näherer Darlegungen der wirtschaftli-
chen Belastungen oder Betriebsablaufstörungen, die durch diese verminderte Leistungsfä-
higkeit bedingt sind. 
 
Zur Entgegennahme der Erklärungen des Arbeitgebers ist der Betriebsratsvorsitzende und 
im Falle seiner Verhinderung der Stellvertreter befugt. Anzuhören ist aber der Betriebsrat. 
Deshalb reicht die abgegebene Erklärung des Betriebsratsvorsitzenden, er stimme der be-
absichtigten Kündigung zu, dann nicht aus, wenn der Betriebsrat als Gremium erkennbar für 
den Arbeitgeber mit der Sache nicht befasst war.  
 
Bei einer ordentlichen Kündigung muss dem Betriebsrat eine Woche Zeit gegeben werden, 
um zu der beabsichtigten Kündigung Stellung zu nehmen, es sei denn, der Betriebsrat nimmt 
vor Ablauf dieser Fristen abschließend Stellung. 
 
Viele Kündigungen scheitern oft an der fehlenden Anhörung oder nicht ordnungsgemäßen 
Anhörung des Betriebsrats. Es ist deshalb dringend zu empfehlen, mit dem Betriebsrat münd-
lich vor Ausspruch der Kündigung ausführlich über die jeweilige Kündigung zu sprechen und 



 

SEITE 11 /17 

Praxis WISSEN 

im schriftlichen Anhörungsverfahren auch auf die mündlichen Ausführungen ausdrücklich Be-
zug zu nehmen.  
 
 
Für weitere Informationen stehen wir Ihnen gern zur Verfügung. Ihre Ansprechpartner in den 
HBE-Bezirksgeschäftsstellen finden Sie unter www.hv-bayern.de 
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Muster: Einladungsschreiben zum BEM-Gespräch 
 
(Firmenüblicher Briefkopf) 
 
Per Boten  
(Name, Adresse) 
 
 

___.___. 20xx  
 
Betriebliches Eingliederungsmanagement, § 167 Abs. 2 SGB IX 
 
Sehr geehrte/r Frau/Herr __________________, 
 
seit dem _______________ sind Sie arbeitsunfähig erkrankt.  
 
oder  
 
Sie waren innerhalb der letzten 12 Monate insgesamt länger als sechs Wochen arbeitsunfä-
hig erkrankt. Bei der Berechnung wurden unter Berücksichtigung der datenschutzrechtlichen 
Bestimmungen die uns vorliegenden Nachweise über Ihre Arbeitsunfähigkeitszeiten wie auch 
die Ihrerseits gemeldeten Krankheitstage addiert.  
 
Die gesetzliche Regelung des § 167 Abs. 2 SGB IX verpflichtet uns, im Rahmen eines sog. 
betrieblichen Eingliederungsmanagements (BEM) gemeinsam mit Ihnen nach Lösungen zu 
suchen, um Ihre Arbeitsunfähigkeit zu überwinden und Vorschläge für Leistungen oder Hilfen 
zu erarbeiten, mit denen einer erneuten/weiteren Arbeitsunfähigkeit vorgebeugt und der Ar-
beitsplatz erhalten werden kann.  
 
Dabei weisen wir Sie ausdrücklich darauf hin, dass es um die Grundlagen Ihrer Weiterbe-
schäftigung geht und dazu ein ergebnisoffenes Verfahren durchgeführt werden soll, in das 
Sie auch Vorschläge einbringen können.  
 
In diesem Rahmen werden, soweit erforderlich, auch personenbezogene – insbesondere ge-
sundheitsbezogene – Daten erhoben, gespeichert und verwendet, sofern Sie dem zustim-
men. Es handelt sich dabei um sensible, personenbezogene Daten i. S. d. Art. 9 Abs. 2 a) 
DS-GVO. Diese werden in einer gesonderten BEM-Akte aufbewahrt, zu der nur … Zugang 
haben. Auf Wunsch können Sie jederzeit Einsicht in die BEM-Akte nehmen. 
 
Bei den angesprochenen Daten handelt es sich um die für das BEM erforderlichen Daten zu  
 
• medizinisch-diagnostischen Umständen, 
• Dokumentation vereinbarter Maßnahmen und Verantwortlichkeiten sowie der Verläufe 

und Ergebnisse von Arbeitsversuchen und Maßnahmen zur stufenweisen Wiedereinglie-
derung und innerbetrieblicher Umsetzung einschließlich Anpassung des Arbeitsplatzes,  

• Klärung, wie die Arbeitsunfähigkeit möglichst überwunden, erneuter Arbeitsunfähigkeit 
vorgebeugt und wie das Arbeitsverhältnis erhalten werden kann.  
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Wir versichern, dass die am BEM beteiligten Personen zur Wahrung des Datengeheimnisses 
verpflichtet sind und dass nur solche Daten erhoben werden, deren Kenntnis erforderlich ist, 
um ein zielführendes, der Gesundung und Gesunderhaltung Ihrer Person dienendes BEM 
durchzuführen.  
 
Wir bieten Ihnen ein gemeinsames Gespräch zu einem solchen BEM an. In diesem Gespräch 
soll gemeinsam überlegt werden, welche betrieblichen Bedingungen in Ihrem konkreten Fall 
im Hinblick auf Gesundung und Gesunder-haltung verändert und ggf. welche geeigneten 
Maßnahmen künftig ergriffen werden können, um weiterer/erneuter Arbeitsunfähigkeit vorzu-
beugen.  
 
In diesem Zusammenhang weisen wir darauf hin, dass Sie nicht verpflichtet sind, Angaben 
zu dem medizinischen Grund Ihrer Arbeitsunfähigkeit zu machen.  
 
Sofern Sie es wünschen, können an diesem Gespräch auch Vertreter des Betriebsrats 
und/oder (nur bei Schwerbehinderten oder Gleichgestellten:) der Schwerbehindertenvertre-
tung teilnehmen. Gegebenenfalls können auch Vertreter des Integrationsamtes hinzugezo-
gen werden (dies ebenfalls nur bei Schwerbehinderten oder Gleichgestellten). Ebenso kann 
auf Ihren Wunsch der Betriebsarzt oder ein Rehabilitationsträger hinzugezogen werden. Sie 
können hierzu eine zusätzlich eine Vertrauensperson eigener Wahl hinzuziehen. Hierbei 
kann es sich um eine Person aus dem Betrieb oder um eine Person außerhalb des Betriebes 
handeln. Wir weisen darauf hin, dass Kosten, die durch die Hinzuziehung der Vertrauensper-
son entstehen, von uns nicht erstattet werden. Das BEM setzt zu jedem Zeitpunkt Ihre Betei-
ligung und Zustimmung voraus, die Sie jederzeit widerrufen können. In Ihrer Entscheidung 
sind Sie frei. Ebenso haben Sie das Recht, einer Beteiligung der/s Betriebsarztes des Ar-
beitsmedizinischen Dienstes zu widersprechen oder aber auch im Vorfeld sich dort beraten 
zu lassen.  
 
Im Verlauf des BEM werden wir Ihre Situation einschließlich Ihrer Qualifikationen, Fähigkeiten 
und Kenntnisse sowie auch Ihre gesundheitlichen Einschränkungen nebst absehbaren Ver-
änderungen erfassen und gemeinsam mit Ihnen festzustellen versuchen, ob, wo und wie ein 
künftiger Einsatz ermöglicht werden kann.  
 
Der Betriebsarzt wird dabei ggf. genaue Diagnosen erheben müssen, was allerdings von Ih-
rer Einwilligung abhängig ist.  
 
Wir weisen Sie ausdrücklich darauf hin, dass die Teilnahme am BEM freiwillig ist und wir für 
die Durchführung des BEM Ihre ausdrückliche Zustimmung benötigen. Wir bitten Sie daher, 
das anliegende Formular ausgefüllt an uns zurückzusenden. 
 
Wenn Sie dieses Schreiben nicht bis zum ___________ (14-Tages-Frist) mit beigefügtem 
Formular oder auf andere Weise beantworten, gehen wir davon aus, dass Sie kein BEM 
wünschen. Vorsorglich weisen wir Sie darauf hin, dass sich dies nachteilig für den Erhalt 
Ihres Arbeitsplatzes auswirken kann.  
 
Sofern Sie mit der Durchführung des BEM einverstanden sind, bitten wir Sie, ebenfalls bis 
zum _______________ (14-Tages-Frist) die beigefügte Einwilligungserklärung ausgefüllt an 
uns zurückzusenden. Daran anschließend werden wir Ihnen konkrete Terminvorschläge für 
das BEM unterbreiten. 
 
Wir weisen darauf hin, dass Ihre Entscheidung über die Wahrnehmung dieses Ge-
sprächs in der Personalakte vermerkt wird, ebenso bei einem etwaigen Gespräch 
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der Termin, die Gesprächsteilnehmer/innen und die angebotenen und vereinbarten 
Maßnahmen.  
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Für Rückfragen stehen wir Ihnen selbstverständlich gern zur Verfügung.  
 
Mit freundlichen Grüßen  
 
 
(Unterschrift) _________________________________  
(Name, Funktion)  
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Muster: Einwilligungserklärung des Arbeitnehmers zur Durchführung eines 
Betrieblichen Eingliederungsmanagements (BEM) nach § 167 Abs. 2 SGB IX 
 
 
Name: Vorname: Geburtsdatum: 
 
 
Ich nehme Ihr Gesprächsangebot zur Durchführung eines BEM i. S. v. § 167 Abs. 2 SGB IX 
an. 
 
Ich möchte das Gespräch unter Beteiligung eines Mitglieds des Betriebsrats führen: 
 
□ ja 
□ nein 
 
Sofern der/die Arbeitnehmer/in schwerbehindert oder gleichgestellt ist und im Betrieb eine 
Schwerbehindertenvertretung besteht: 
Ich möchte das Gespräch unter Beteiligung eines Mitglieds der Schwerbehindertenvertre-
tung führen: 
 
□ ja 
□ nein 
 
Bei Schwerbehinderten oder Gleichgestellten: 
Ich möchte das Gespräch unter Beteiligung eines Vertreters des Integrationsamtes führen: 
□ ja 
□ nein 
 
Ich möchte das Gespräch unter Beteiligung einer Vertrauensperson eigener Wahl führen: 
□ ja 
□ nein 
falls ja: Benennung der Vertrauensperson: 
 
 
 
Mir ist bewusst und ich bin damit einverstanden, dass im Rahmen des BEM insbesondere 
folgende Informationen verarbeitet werden: 
 
 Personal- und Sozialdaten: Name, Geburtsdatum, Beschäftigungsdauer, Schwerbehin-

derung/Gleichstellung etc. 
 Daten zu Fehlzeiten: Anzahl und Verteilung der Arbeitsunfähigkeitstage in den letzten 

zwölf Monaten und in den vorangegangenen Zeiträumen, Arbeitsunfälle etc. 
 Gesundheitsdaten (insbesondere im Sinne von Art. 9 Abs. 2 a) DS-GVO): Medizinisch 

diagnostische Daten, bestehende Leistungspotenziale, gesundheits- oder schwerbehin-
derungsbedingte Leistungseinschränkungen, Gesundheitszustand, Kuren, Heilbehand-
lungen, Krankheitsursachen, ärztliche Atteste etc. 

 Tätigkeitsdaten: Ausgeübte Tätigkeit, Arbeitsplatz- und Tätigkeitsanalysen, Gefähr-
dungsbeurteilungen, Arbeitsschutzdaten, berufliche Qualifizierung etc. 

 Verfahrensdaten: Verläufe und Ergebnisse von BEM-Verfahren (Maßnahmen und Ver-
antwortlichkeiten), von Arbeitsversuchen und von Maßnahmen zur stufenweisen Wieder-
eingliederung sowie sonstiger arbeitsplatzbezogener Maßnahmen, innerbetriebliche Um-
setzung, Anpassungen des Arbeitsplatzes oder der Arbeitsbedingungen etc.. 
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Ich bin über Inhalt und Zweck des BEM im Einladungsschreiben informiert worden.  
 
Mit ist bekannt, dass ohne meine Einwilligung keine personenbezogenen Daten oder sons-
tige Angaben, welche Rückschlüsse auf meine Person zulassen, an Dritte weitergeleitet wer-
den.  
 
Ausschließlich die am BEM beteiligten Personen haben Zugang zu meinen Daten. Diese im 
Rahmen des BEM erhobenen Daten werden in einer gesonderten BEM-Akte aufbewahrt und 
nur für Ziele des BEM genutzt. Die am BEM beteiligten Personen sind auf das Datengeheim-
nis verpflichtet. 
 
Soweit für das Verfahren zum BEM erforderlich, entbinde ich meinen Arbeitgeber von seiner 
Verschwiegenheitspflicht gegenüber: 
 
□ Betriebsrat     □ ggf. Schwerbehindertenvertretung 
□ Betriebsarzt     □ Reha-Berater 
□ Reha-Einrichtung    □ meine behandelnden Ärzte   
□ Integrationsamt, ggf. auch  □ ggf. Vertrauensperson 

andere Rehabilitationsträger 
 
Ich bin damit einverstanden, dass die am BEM beteiligten Personen und Institutionen im er-
forderlichen Umfang Informationen auch untereinander austauschen. 
 
Sofern für die Durchführung des BEM medizinische Unterlagen und Auskünfte benötigt wer-
den, entbinde ich meinen behandelnden Arzt insoweit von seiner Schweigepflicht.  
(Dies ist freiwillig.) 
 
(Name und Anschrift des behandelnden Arztes / der behandelnden Ärzte:) 
 
 
 
 
 
Mir ist bekannt, dass meine Teilnahme an einem BEM freiwillig ist und dass ich meine Ein-
verständniserklärung jederzeit und ohne Angabe von Gründen für die Zukunft widerrufen 
kann.  
 
Unter den genannten Voraussetzungen erkläre ich mein Einverständnis zur Teilnahme am 
BEM. 
 
 
________________________________________________________________________
Ort/Datum)       (Unterschrift des Beschäftigten) 
 


